Die Kraftfahrzeugsteuer als Instrument der Klimaschutzpolitik by Janina Ketterer & Johann Wackerbauer
ifo Schnelldienst 4/2009 – 62. Jahrgang
12
Die bisherige Kfz-Steuer
Mit der Kfz-Steuer wird das Halten von
Kraftfahrzeugen, die zum Verkehr auf öf-
fentlichen Straßen bestimmt sind, besteu-
ert (§ 1 KraftStG von 2002), allerdings un-
abhängig von deren tatsächlicher Nutzung.
Damit hatte die Kraftfahrzeugsteuer ur-
sprünglich eine rein fiskalische Zielsetzung.
Laut Bundesfinanzministerium ist die Kfz-
Steuer keine Abgabe für die Benutzung öf-
fentlicher Straßen, auch wenn dies vielfach
angenommen wird, sondern eine echte
Steuer (vgl. BMF 2009a). Demnach besteht
kein Anspruch auf individuelle Gegenleis-
tungen. Gleichwohl wurde schon seit Jahr-
zehnten ihre Umgestaltung zu einer Len-
kungssteuer, insbesondere mit umweltpo-
litischen Zielsetzungen, diskutiert. Im Jahr
1985 wurde dann eine erste umweltpoliti-
sche Komponente in Gestalt einer Steu-
ersatzspreizung zugunsten schadstoffre-
duzierter Pkw mit Katalysator eingeführt
(vgl. Sprenger et. al 1994). Mit der derzei-
tigen Differenzierung der Kraftfahrzeugsteu-
er nach Schadstoffklassen kommt der um-
weltorientierte Lenkungseffekt noch deut-
licher zum Ausdruck. 
Die derzeitige Kfz-Steuer bemisst sich
bei Personenkraftwagen mit Hubkol-
benmotor nach dem Hubraum sowie
nach den Schadstoffemissionen und
Kohlendioxidemissionen (§ 8 KraftStG
von 2002), wobei letztere durch die dif-
ferenzierte Besteuerung nach Schad-
stoffklassen berücksichtigt werden. Je
nach Schadstoffausstoß gibt es unter-
schiedliche Steuerklassen mit verschie-
denen Steuersätzen. Unterschieden
wird dabei zwischen Fahrzeugen mit 
Ottomotor und mit Dieselmotor (vgl.
Tab. 1).
Die aktuelle Kfz-Steuerreform
Die Neuregelung der Kraftfahrzeugsteu-
er, die am 1. Juli 2009 in Kraft treten soll,
zielt laut Bundesfinanzministerium vor al-
lem auf den Schutz des Klimas ab. Dies
steht im Einklang mit der Strategie der Eu-
ropäischen Union zur Minderung der CO2-
Emissionen. Die Eckpunkte der Neurege-
lung für eine neue, emissionsbezogene
Kraftfahrzeugsteuer sehen im Einzelnen
vor (vgl. BMF 2009b):
– Ein an den Vorgaben der Europäischen
Union orientierter CO2-Ausstoß für Pkw
bleibt steuerfrei. Der CO2-Freibetrag
bis 2011 gilt für Pkw mit einem CO2-
Ausstoß von 120 g/km, bis 2012/2013
für Pkw mit 110 g/km und ab 2014 für
Pkw mit 95 g/km.
– Es wird ein linearer Steuertarif einge-
führt, der jedes über die Zielvorgaben
hinausgehende Gramm pro Kilometer
gleich belastet: Es fallen 2 € je g/km
an.
– Der Sockelbetrag ist abhängig von An-
triebsart und Hubraumgröße: 2 € je an-
gefangene 100 cm3 für Ottomotoren
und 9,50 € je angefangene 100 cm3
für Dieselmotoren.
– Es gilt eine befristete Steuerbefreiung
für jene Pkw mit Dieselmotor, die die
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Tab. 1 
Steuersätze der bisherigen Kraftfahrzeugsteuer
a) (Stand: 2007, in ) 
 Ottomotor  Dieselmotor 
Euro 3 und besser (Euro 4, etc.)  
sowie Drei-Liter-Auto  6,75   15,44 
Euro 2  7,36   16,05 
Euro 1 und vergleichbare Normen  15,13   27,35 
Andere, für die Fahrverbot bei 
Ozonalarm nicht galt  21,07   33,29 
Wenig schadstoffgeminderte, für die 
Fahrverbot bei Ozonalarm galt, und 
Übrige  25,36   37,58 
a) Je angefangene 100 Kubikzentimeter Hubraum. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen (2009a). Forschungsergebnisse
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Euro-6-Abgasvorschrift erfüllen. Insgesamt wird die Steu-
erbefreiung in den Jahren 2011 bis 2013 auf 150 € fest-
gelegt.
– Bestandsfahrzeuge werden weiterhin nach derzeit gel-
tendem Kraftfahrzeugsteuerrecht behandelt. Sie wer-
den nach einer Übergangszeit ab 2013 schonend in die
CO2-orientierte Kraftfahrzeugsteuer übergeführt. Die
Einzelheiten werden zu einem späteren Zeitpunkt fest-
gelegt.
– Künftig übernimmt der Bund nicht nur die Verwaltung der
Kraftfahrzeugsteuer, sondern ihm fließen auch die Ein-
nahmen zu. Bisher erhielten die Länder die Einnahmen
aus der Kraftfahrzeugsteuer. Der finanzielle Ausgleich der
Länder für die Übertragung der Kraftfahrzeugsteuer an
den Bund wird in einem gesonderten Gesetzgebungs-
verfahren geregelt.
Veränderungen der Steuerbelastung
In Tabelle 2 wird dargestellt, welche Änderungen sich für
verschiedene Fahrzeugtypen aus dem Reformvorschlag er-
Tab. 2 
Veränderung der Höhe der Kfz-Steuer für verschiedene Fahrzeugtypen 












Smart Fortwo D  95  799  123,52  76,00  – 38,47 
VW Polo D  99  1 422  231,60  142,50  – 38,47 
BMW Mini D  104  1 560  247,04  152,00  – 38,47 
Toyota Prius Hybrid  104  1 500  101,25  30,00  – 70,37 
Citroen  C1  108  998 67,50 20,00  –  70,37 
Citroen C1 D  109  1 398  216,16  133,00  – 38,47 
Smart  Fortwo  113  999 67,50 20,00  –  70,37 
Fiat Panda D  114  1 248  200,72  123,50  – 38,47 
VW Golf D  115  1 968  308,80  190,00  – 38,47 
Renault Clio D  117  1 461  231,60  142,50  – 38,47 
BMW 1er D  119  1 995  308,80  190,00  – 38,47 
Skoda Fabia D  120  1 422  231,60  142,50  – 38,47 
Peugeot 207 D  124  1 560  247,04  160,00  – 35,23 
Citroen C4 Coupé D  125  1 560  247,04  162,00  – 34,42 
BMW  Mini  128 1  397 94,50 44,00  –  53,44 
BMW 3er D  128  1 995  308,80  206,00  – 33,29 
Opel Corsa D  130  1 248  200,72  143,50  – 28,51 
Renault  Clio  137 1  149 81,00 58,00  –  28,40 
BMW 1er  139  1 599  108,00  70,00  – 35,19 
Opel Astra D  143  1 686  262,48  207,50  – 20,95 
Peugeot  207  145 1  598  108,00 82,00  –  24,07 
BMW 3er  146  1 995  135,00  92,00  – 31,85 
Opel Corsa  149  1 364  94,50  86,00  –   8,99 
Golf  neu  149 1  390 94,50 86,00  –      8,99 
Mercedes A-Kl D  149  1 991  308,80  248,00  – 19,69 
VW Passat D  153  1 968  308,80  256,00  – 17,10 
Ford Focus  157  1 388  94,50  102,00  7,94 
Opel Astra  158  1 598  108,00  108,00  0,00 
VW  Passat  159 1  390 94,50  106,00 12,17 
Mercedes C-Kl D  160  2 148  339,68  289,00  – 14,92 
Mercedes A-Kl  163  1 498  101,25  116,00  14,57 
Audi A4  164  1 798  121,50  124,00  2,06 
VW  Golf  165 1  390 94,50  118,00 24,87 
Audi A4 D  167  2 698  416,88  350,50  – 15,92 
VW Polo GTI  186  1 781  121,50  168,00  38,27 
BMW 7er D  192  2 993  463,20  429,00  –   7,38 
Audi A8 D 3.0 L  224  2 967  463,20  493,00  6,43 
Mercedes C-Kl    229  2 996  202,50  278,00  37,28 
Audi A8 D 4.2 L  249  4 134  648,48  657,00  1,31 
Mercedes S-Kl D  252  3 996  617,60  644,00  4,27 
Audi A8   259  3 123  216,00  342,00  58,33 
BMW 7er  266  2 979  202,50  352,00  73,83 
Mercedes S-Kl   283  5 461  371,25  436,00  17,44 
Audi Q7 D  298  5 934  926,40  926,00  –   0,04 
a) Hubraumanteil: Berechnung pro angefangene 100 cm. 
Quelle: DAT Deutsche Automobil Treuhand, Leitfaden zu Kraftstoffverbrauch und CO2-Emissionen, Ausgabe 2009, 1. Quartal; 
Bundesministerium der Finanzen (2009a, b); Berechnungen des ifo Instituts. Forschungsergebnisse
ifo Schnelldienst 4/2009 – 62. Jahrgang
14
geben. Bei den meisten Fahrzeugtypen ergibt sich eine
Steuerentlastung, z.B. für den Citroen C1, den Smart Fort-
wo oder den Toyota Prius Hybrid, deren CO2-Ausstoß un-
ter 120 g CO2 je km liegt, um rund 70%. Beim Smart Fort-
wo Diesel, VW Polo Diesel oder BMW Mini Diesel, die noch
weniger emittieren, beträgt die Entlastung dagegen nur
38,5%.
Für bestimmte Fahrzeuge mit hohem CO2-Ausstoß müss-
te dagegen mehr bezahlt werden, so zum Beispiel für den
VW Polo GTI mit 1,8-Liter-Ottomotor und einem Ausstoß
von 186 g CO2 je Kilometer 168 € statt bisher 121,50 €, al-
so rund 38% mehr. Auch für besonders hubraumstarke Fahr-
zeuge tritt teilweise eine Mehrbelastung gegenüber der der-
zeitigen Kfz-Steuer auf. So beim Mercedes der C-Klasse mit
3-Liter-Ottomotor um 37%, beim Audi A8 mit 3,1-Liter-Ot-
tomotor um 58% und beim 7er BMW mit 3-Liter-Ottomo-
tor um fast 74%. Andere hubraumstarke Fahrzeuge wer-
den dagegen entlastet wie der Audi A4 mit 2,7-Liter-Die-
selmotor um 16%.
In Abbildung 1 werden die relativen Unterschiede zwischen
der Besteuerung nach alter und neuer Kfz-Steuer dem CO2-
Ausstoß der verschiedenen Pkw gegenübergestellt. Daran
wird deutlich, dass sich die Ent- und Belastungen durch
die Umstellung der Kfz-Steuer keineswegs proportional zu
den spezifischen Emissionen verhalten. Vielmehr führt die
hubraumbezogene Komponente der neuen Kfz-Steuer zu
Verzerrungen, denn die Größe des Hubraums verhält sich
nicht proportional zum CO2-Ausstoß, vielmehr können Fahr-
zeuge mit hohem Hubraum einen relativ geringen CO2-Aus-
stoß aufweisen. Gerade bei den Kraftfahrzeugen mit spezi-
fischen Emissionen von mehr als 150 g/km steigt die Steu-
erbelastung teilweise, teilweise sinkt sie, ohne dass dahin-
ter ein System festzustellen wäre. Durch die kombinierte
CO2- und hubraumbezogene Bemessungsgrundlage wird
das Prinzip des einheitlichen Preises (vgl. Sinn 2008) für CO2-
Emissionen verletzt, das die Voraussetzung dafür ist, dass
ein bestimmtes angestrebtes umweltpolitisches Ziel mit mi-
nimalen Kosten erreicht wird. 
Umweltpolitische Lenkungswirkung der neuen
Kfz-Steuer
Die generelle Zielsetzung einer Umweltabgabe besteht in
der Internalisierung externer Effekte. Als im Verkehrssek-
tor auftretende Umweltexternalitäten sind neben dem Bei-
trag der CO2-Emissionen zum Treibhauseffekt die Luftver-
schmutzung durch Kohlenmonoxid, Stickstoffoxide, Koh-
lenwasserstoffe und Staubpartikel, die Flächenversiege-
lung für die notwendige Verkehrsinfrastruktur sowie Stau-
kosten zu nennen. Diese Externalitäten können kaum durch
ein einziges Instrument gleichzeitig angemessen berück-
sichtigt werden, vielmehr sollte für jedes Umweltproblem
das dafür am besten geeignete Instrument gewählt wer-
den. Im Fall der Staukosten wäre dies ein Mautsystem, das
auch Personenkraftwagen erfasst, und als Kompensation
für Flächenversiegelungen bieten sich naturschutzrechtli-
che Ausgleichsmaßnahmen an. Die Emissionen von CO2
und anderen Luftschadstoffen sind dagegen so eng mit-
einander korreliert, dass man versuchen kann, sie mit ei-
nem einzigen Instrument gemeinsam zu steuern. Die Kfz-
Steuer orientierte sich mit der Differenzierung nach Schad-
stoffklassen bisher an allen Luftschadstoffen, mit ihrer Re-
form rücken dagegen die CO2-Emissionen in den Vorder-
grund. Letztere werden mittelbar auch durch die Energie-
steuer belastet, in die die frühere Mineralölsteuer und vor-
malige Ökosteuer am 1. August 2006 übergeführt wur-
den.1 Da sich die CO2-Emissionen proportional zum Ener-
gieverbrauch verhalten, werden sie durch die Energiesteu-
er entsprechend belastet. Eine Umweltabgabe sollte, wenn
sie das beabsichtigte Ziel erreichen soll, so
nah wie möglich am verursachenden Tat-
bestand ansetzen, am besten an der Emis-
sion selbst. Ersatzweise kann man einen In-
put besteuern, der mit der Umweltbelas-
tung so hoch korreliert, dass man sich die
Mühe des unmittelbaren Anknüpfens an der
Emission sparen kann, was offensichtlich
bei der Mineralölsteuer bzw. der Energie-
steuer der Fall ist (vgl. Zimmermann 1996).
Zudem entstehen die CO2-Emissionen und
damit die Umweltexternalitäten nicht durch
das Halten eines Kraftfahrzeugs, das durch
die Kfz-Steuer erfasst wird, sondern durch
dessen Nutzung, da die Umweltbelastung






































































































































































































































































































































































































































































































































Quelle: DAT Deutsche Automobil Treuhand; Bundesministerium der Finanzen; Berechnungen des ifo Instituts. 
Veränderung der Höhe der Kfz-Steuer in % CO
Abb. 1
1 Das Steueraufkommen aus der Kfz-Steuer lag im Jahr
2007 bei 8,9 Mrd. €, jenes der Energiesteuer bei
39 Mrd. €, vgl. Statistisches Bundesamt (2009).Forschungsergebnisse
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in erster Linie vom tatsächlichen Kraftstoff-
verbrauch und nicht von den spezifischen
Emissionswerten der einzelnen Fahrzeuge
ausgeht. Insofern stellt sich die Frage, ob
es nicht eine umweltpolitisch zielführende-
re Lösung gewesen wäre, die Kfz-Steuer
gleich auf die auf Kraftstoffe erhobene Ener-
giesteuer umzulegen, zumal die Kfz-Steu-
er in Zukunft keine Ländersteuer mehr sein
soll, sondern ihr Aufkommen wie das der
Energiesteuer dem Bund zufließen soll.2 Un-
ter der Annahme eines gegenüber dem Jahr
2007 konstanten Benzin- und Dieselabsat-
zes würde eine aufkommensneutrale Um-
legung der Kraftfahrzeugsteuer auf die Ener-
giesteuer zu einer Steuererhöhung von rund
17 Cent pro Liter Benzin bzw. 12 Cent pro
Liter Diesel führen.3
Wichtige Kriterien für die Beurteilung umweltpolitischer
Instrumente sind die ökologische Inzidenz und die öko-
nomische Effizienz (vgl. Siebert 1978). Im Hinblick auf die
ökologische Inzidenz muss ein umweltpolitisches Instru-
ment so ausgestaltet werden, dass es eindeutig zur um-
weltpolitischen Zielerreichung beiträgt. Wenn man das
Ziel der Reduktion des CO2-Ausstoßes zugrunde legt,
wird das Kriterium der ökologischen Inzidenz durch die
verbrauchsbezogene Energiesteuer besser erfüllt als
durch die von der Fahrleistung völlig unabhängige Kraft-
fahrzeugsteuer. Das Kriterium der ökonomischen Effizienz
wird, wie oben bereits dargelegt, durch die kombinierte
Bemessungsgrundlage der Kfz-Steuer verletzt, die Ener-
giesteuer entspricht dagegen dem Prinzip des einheitli-
chen Preises, da jede Einheit Kraftstoff und damit jede
Einheit an CO2-Emissionen gleich belastet wird, was kos-
tenminimierende Anpassungsmaßnahmen erwarten lässt.
Allerdings gilt dies nur in Bezug auf den einzelnen Ener-
gieträger, denn die Energiesteuer belastet die CO2-Emis-
sionen aus der Verbrennung von Benzin deutlich höher
als die von Diesel und beide wiederum wesentlich stär-
ker als die aus der Verbrennung von Heizöl, Erdgas oder
der Stromererzeugung resultierenden CO2-Emissionen
(vgl. Abb. 2).
So wird die Tonne CO2, die bei der Verbrennung von Ben-
zin oder Diesel entsteht, mit 273,17 € bzw. 178,62 € we-
sentlich höher besteuert als die Tonne CO2, die aus der
Verbrennung von schwerem Heizöl (8,43 €/t CO2), leichtem
Heizöl (22,87 €/t CO2), Erdgas (27,10 €/t CO2) oder aus
der Stromerzeugung (33,23 €/t CO2) resultiert. Damit stellt
sich die Energiesteuer als relativ teure CO2-Vermeidungs-
maßnahme dar, gerade auch im Vergleich zum Europäischen
Emissionshandelssystem, in dessen erster Handelsperiode
der Preis für CO2-Emissionsberechtigungen maximal 30 €/t
CO2 erreichte. Allerdings wurde der Verkehrssektor bislang
noch nicht in das Europäische Emissionshandelssystem ein-
bezogen.
Die ungleichmäßige Besteuerung der CO2-Emissionen
durch die Energiesteuer spricht aber noch lange nicht für
die Beibehaltung der Kraftfahrzeugsteuer. Hier kann allen-
falls das Kriterium der politischen Durchsetzbarkeit ange-
führt werden. Umweltpolitische Instrumente können danach
nicht in einem organisatorischen, institutionellen und poli-
tischen Vakuum betrachtet werden. Daher kann die Aus-
wahl der Instrumente auch von dem Kriterium beeinflusst
werden, welche Widerstände im administrativen Bereich
oder bei den betroffenen Gruppen hervorgerufen werden
(vgl. Siebert 1978). Allerdings ist dieses Kriterium der poli-
tischen Durchsetzbarkeit so weit dehnbar, dass mit ihm na-
hezu jeder umweltpolitische Status quo gerechtfertigt wer-
den könnte.
Zusammenspiel mit den umweltpolitischen 
Maßnahmen des Konjunkturpakets
Mit dem ersten Konjunkturpaket vom 5. November 2008
wurde die Kfz-Steuer bei Neuwagenkäufen für ein Jahr aus-
gesetzt. Wer bis zum 30. Juni 2009 einen Neuwagen an-
meldet, wird für ein Jahr von der Kfz-Steuer befreit. Für
Fahrzeuge, die die Euro-5- und Euro-6-Abgasnorm erfül-
len, verlängert sich die maximale Kfz-Steuerbefreiung auf
zwei Jahre ab Erstzulassung. Dies gilt rückwirkend für Neu-
wagenkäufe ab dem 5. November 2008. Die Kfz-Steuer-















Implizite Preise für CO2-Emissionen durch die Energiesteuer
(a) Bezogen auf den Energieträgermix der Stromversorgung in 2005.
€/t CO2
Abb. 2
2 Dies steht nach Auskunft des Bundesfinanzministeriums unter dem Vor-
behalt einer Grundgesetzänderung.
3 Diese Schätzung unterstellt allerdings eine vollkommen unelastische
Kraftstoffnachfrage, darüber hinaus wurden die quantitativ kaum ins Ge-
wicht fallenden alternativen Kraftstoffe wie Erdgas oder Biokraftstoffe
vernachlässigt.Forschungsergebnisse
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BMWI 2009).4 Die Steuerentlastung durch das erste Kon-
junkturpaket fällt damit wesentlich höher aus als die Steu-
erentlastung durch die Kfz-Steuerreform. Zudem gilt sie
grundsätzlich unabhängig von der Schadstoffklasse, was
die Zielsetzung der Kfz-Steuerreform zumindest für ein Jahr
konterkariert. Lediglich die zweijährige Steuerbefreiung ist
vorrangig auf schadstoffarme Pkw der beiden höchsten
Euro-Abgasnormen ausgerichtet. Für diese wird die mit
der Kfz-Steuerreform intendierte Anreizwirkung noch wei-
ter verstärkt.
Im Rahmen des am 13. Januar 2009 beschlossenen zwei-
ten Konjunkturpakets wurde eine Umweltprämie für die Ver-
schrottung eines mindestens neun Jahre alten Pkw (für min-
destens ein Jahr auf den Halter zugelassen) bei gleichzeiti-
gem Kauf eines umweltfreundlichen Neu- oder Jahreswa-
gen ab Schadstoffklasse 4 eingeführt. Sie beträgt 2 500 €
und wird für Zulassungen bis zum 31. Dezember 2009 ge-
währt, wobei hierfür ein Budget von maximal 1,5 Mrd. € vor-
gesehen ist (vgl. Bundesregierung 2009). Davon abgese-
hen, dass sich die Schadstoffbilanz von Neufahrzeugen ge-
genüber Altfahrzeugen verschlechtert, wenn man neben den
Emissionen beim Betrieb auch die bei der Herstellung ent-
stehenden Umweltbelastungen berücksichtigt, begünstigt
diese »Abwrackprämie« Kraftfahrzeuge der Schadstoffklas-
sen 4 und höher, womit die Lenkungswirkung der Kfz-Steu-
erreform unterstützt wird.
Ein Schritt in die richtige Richtung
Grundsätzlich stellt die Kfz-Steuerreform einen Schritt in
die richtige Richtung dar. Sie gibt Anreize zur Anschaffung
emissionsarmer Neufahrzeuge, wie hoch diese ausfallen
werden, ist allerdings derzeit nicht abzusehen. Kurzfristig
wirkt sich die Abwrackprämie stärker auf den Ersatz von Alt-
fahrzeugen aus. Die hubraumbezogene Komponente der
neuen Kfz-Steuerreform führt zu Verzerrungen, die man
durch die Einführung einer reinen CO2-Bemessungsgrund-
lage hätte vermeiden können. Noch besser für den Klima-
schutz wäre allerdings die Umlegung der Kfz-Steuer auf die
Energiesteuer gewesen. Ein solcher Schritt scheitert aber
noch an der politischen Durchsetzbarkeit, was kein Wun-
der ist, da bis vor nicht all zu langer Zeit schon der Verzicht
der Bundesländer auf die Ertragshoheit an der Kfz-Steuer
kaum vorstellbar war.
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